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Expenses and Returns in the German Public Pension System
There are only few estimates of the returns on contributions to the German public
pension System (GPPS). Those that are published ränge between nominal rates of
future returns between about 4,5 % and 48 %, indicating that GPPS treats differ-
ent groups of people differently. The authors develop a methodology of calculat-
ing rates of return of GPPS contributions and apply it to a standardised retiree
and to the average retiree, both male and female. The outcome is that the present
System implies negative real rates of return for future retirees.
It is argued that the returns on contributions have nothing to do with investment
returns prevailing on the capital market and that the currently discussed plans for
reforming the German social-security System will lead to a further deterioration
of the whole system.
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Im Bereich der Wirtschafts- und überhaupt der Gesellschaftspolitik sind die Er-
gebnisse und Auswirkungen vieler Entscheidungen ungewiß. Das liegt daran, daß
nicht alle gesellschaftlichen Abläufe im voraus errechenbar sind. Allerdings gibt
es auf der anderen Seite vor allem im Bereich der Wirtschafts- und Finanzpolitik
zahlreiche einfache Zusammenhänge. Ein solcher einfacher Zusammenhang, um
den es hier geht, ist der zwischen den Einzahlungen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigter in das staatliche Alterssicherungssystem und der Verzinsung, die
ihnen daraus erwächst.
Trotz der Einfachheit dieser Zusammenhänge schafft es die Politik immer wieder
aufs neue, sich selber und die Bürger zu überraschen: Im Falle der gesetzlichen
Alterssicherung haben die zuständigen Politiker die Renten jahrelang für "sicher"
gehalten, obwohl ökonomische Indikatoren und auch systemtheoretische Erwä-
gungen dagegen sprachen. Erst seit ungefähr zwei Jahren betreibt die Bundesre-
gierung einen scheibchenweisen Rückzug, indem sie zunächst einräumte, daß die
Sicherheit der Renten sich nur auf die jetzigen (Bestands-)Renten bezöge und
dann ein neues Rentenrecht ankündigte und von einer Rentenreformkommission
vorbereiten ließ. Das ins Haus stehende Rentenreformgesetz von 1999 - zur Dis-
kussion steht die Einführung schon für das Jahr 1998 - wird wohl auch in die
Bestandsrenten eingreifen.
Noch immer nicht abschließend geklärt ist die Frage, ob sich für den sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten die Beiträge zur staatlichen Alterssicherung
künftig lohnen werden. Aus der Wissenschaft kommt seit längerer Zeit die Infor-
mation, daß die Geldanlage der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in
Deutschland wie anderswo eine denkbar schlechte sei (Glismann, Hörn 1995;
Feldstein 1996). Demgegenüber berufen sich die zuständigen Sozialpolitiker auf
Berechnungen des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (Eitenmüller
1996) und der Rentenversicherungsanstalt Berlin (Ohsmann, Stolz 1997), die zuganz anderen Ergebnissen kämen, nämlich zu positiven Renditen auch in Zu-
kunft.
1
Im folgenden sollen die Renditen, die das staatliche System der Alterssicherung
in Deutschland in der Vergangenheit und in der Zukunft versprochen hat, berech-
net werden. Dabei handelt es sich eigentlich nicht um Renditen im Marktsinne,
sondern-vielmehr um politische Renditen. Der Unterschied ist nicht ganz unwich-
tig: Renditen im Marktsinne zeigen an, wie rentabel das Sach- und Humankapital
einer Volkswirtschaft im Durchschnitt arbeitet. Sie geben, mit anderen Worten,
wieder, was der einzelne Sparer nach erfolgtem Transformationsprozeß von Er-
sparnis in Investitionen an Erträgen erhält. Die politischen-Renditen, um die es
im folgenden geht, sind im Gegensatz dazu nicht mit der Rentabilität des Sach-
und Humankapitals korreliert. Vielmehr handelt es sich um die Ergebnisse eines
Transfer- (und nicht eines Transformations-) Prozesses, in dem die einen Bürger
zahlen - nämlich Sozialversicherungsbeiträge, Steuern und Abgaben -, was die
anderen Bürger erhalten. Da dieser Transferprozeß ein eminent politischer ist
{Glismann, Hörn 1997), sind auch die "Renditen" politischer Natur. Womöglich
kann man politische Renditen von Marktrenditen am Ausmaß der vorhandenen
interpersonellen Streuung unterscheiden: Da Politiker eine Vielzahl von Klienten
zu bedienen versuchen, einen jeglichen nach seiner Art, müßten die politischen
Renditen stärkere Streuungen aufweisen. Dies scheint der Fall zu sein; als Bei-
spiel mag die amtliche Gewährung von "Frauenrenten" (im Falle des Ausgleichs
von Hochzeitserstattungen) gelten: Dem Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung zufolge werden auf Beitragsnachzahlungen Renditen von 40 vH bis
47 vH erzielt (Kieler Nachrichten 1996). Dies liegt offensichtlich weit über der
durchschnittlichen Verzinsung aller Beiträge in der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Der Gedanke von den politischen Renditen, um die es im folgenden gehen
1 Die Darlegungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung (1997) über die Rentabilität des herrschenden Systems gesetzlicher Alterssiche-
rung werden durchweg nicht zitiert; dies mag daran liegen, daß der Rat es bei einer allgemei-
nen Darlegung der Rentabilität in einem fiktiven Umlagesystem belassen hat, ohne sich auf ei-
ne Diskussion des bestehenden Systems der deutschen Alterssichcrung einzulassen.wird, legt nahe, daß diese im Einzelfall und im Durchschnitt jedes angestrebte
Niveau erreichen können. Eine negative Rendite etwa würde nur besagen, daß es
politisch unerwünscht wäre, den Beitragszahlern mehr zurückzugeben als sie ein-
gezahlt haben. Es hätte nichts mit der gesamtwirtschaftlichen Rendite des Sach-
oder Geldkapitals zu tun.
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Die folgenden Berechnungen behandeln nur einige wenige - und wie wir glauben
typische - Fälle der deutschen staatlichen Alterssicherung. Dazu zwei Anmer-
kungen:
- Die Rechtslage ist im Falle der Alterssicherung kompliziert. Greift man sich
einmal die Berechnung von Hinterbliebenenrenten für den Fall, daß beide ehe-
mals anspruchsberechtigten Ehepartner einer Beschäftigung nachgingen, her-
aus, so wäre es ein Euphemismus zu behaupten, daß die Rechtslage verworren
ist. Sie ist auch für Experten nahezu undurchschaubar. Ähnliches dürfte für
andere Sonderfälle gelten. Im Anhang B sind zwei Beispiele dafür angegeben,
daß selbst führende Vertreter der deutschen staatlichen Alterssicherung die
Rechtslage nach dem Rentenreformgesetz 1992 (RRG 1992) nicht richtig in-
terpretierten.
- Die grundlegenden Daten für die folgenden Renditeberechnungen sind den
Rentenversicherungsberichten 1996 und 1997 entnommen sowie den statisti-
schen Jahrbüchern für die Bundesrepublik Deutschland und, nicht zuletzt, dem
Prognos-Gutachten 1995 (Eckerle et al. 1995). Diese Datenbasis ist - vergli-
chen mit dem, was die amtlichen Verwalter der deutschen staatlichen Alterssi-
cherung zur Verfügung haben - vergleichsweise schlecht. Wir mußten uns da-
2 Bei gegebenen Einnahmen muß im Bereich der Alterssicherung jede besonders hohe Rendite
vom Durchschnitt der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und der Steuerzahler finan-
ziert werden. Mit anderen Worten: Jeder besonders hohen Rendite steht eine im Durchschnitt
und im Regelfall relativ niedrige Rendite bei den übrigen Beitragszahlern gegenüber.her mit Eckwerten und Vereinfachungen behelfen. Das mag in Einzelfällen
dazu führen, daß unechte Durchschnitte herangezogen wurden.
3
Im folgenden wird im Teil II dargelegt, welche Methoden und welche Typisie-
rungen der Rentenberechtigten vorgenommen wurden und welche Ergebnisse in
bezug auf Aufwand und Ertrag und auf Rentabilität der Beitragszahlungen dabei
herausschauten. Im Kapitel HI werden diese Ergebnisse itiit den Ergebnissen von
Eitenmüller sowie von Ohsmann und Stolz verglichen. Die Darstellungen be-
schränken sich im wesentlichen auf methodische Anmerkungen.
II. GRV: Aufwand und Ertrag
1. Zur Methode
Es soll zwischen dem Eckrentner, dem Durchschnittsrentner und der Durch-
schnittsrentnerin unterschieden werden. Für diese drei Personenkreise werden die
Summen der geleisteten Beiträge, der Baiwert der Rentenansprüche sowie die
Rendite der Beitragsleistungen ermittelt. Alle Angaben sind reale Angaben in
Preisen von 1995.
a. Die drei Rentner
Sowohl der Eckrentner als auch der Durchschnittsrentner und die Durchschnitts-
rentnerin sind Konstrukte. Der Eckrentner ist definiert als ein männlicher sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigter, der 45 Jahre lang Durchschnittsbeiträge in
3 Aus der begrenzten Datenbasis folgt, was wir an anderer Stelle und mehrfach geschrieben ha-
ben, nämlich daß es eine Bringschuld der Träger der staatlichen Alterssicherung sein müßte,
den Beitragszahlern laufend die relevanten Informationen über ihren Status und die Rentabili-
tät ihrer Beiträge mitzuteilen. Da es sich - wenn das allzu komplizierte Recht erst einmal sy-
stematisiert und gespeichert wurde - im Prinzip um einfache Rechenvorgänge handelt und alle
Ausgangsdaten bei den Trägern der Alterssicherung vorhanden sind, kann dies so unmöglich
nicht sein.die Alterskasse eingezahlt hat.
4 Mit Eintritt des 65. Lebensjahres erhält er Rente,
und dies in allen untersuchten Zeiträumen 15 Jahre lang [diese 15 Jahre entspre-
chen aufgerundet den Sterbetafeln der Periode 1992/94; ob der in den letzten 45
Jahren zu beobachtende leichte Trend (plus 1 Jahr und 10,6 Monate für den
männlichen 65jährigen) der Erhöhung der Lebenserwartung auch in Zukunft gel-
ten wird, ist ungewiß]
5. Für den im Jahre 1975 in Rente Gehenden war das erste
Beitragsjahr das Jahr 1930 und das letzte 1974; und so fort bis zum Rentenbegin-
ner des Jahres 2040, dessen Beiträge in den Jahren 1995 bis 2039 geleistet wur-
den.
Der Durchschnittsrentner wurde folgendermaßen definiert: 40 Beitragsjahre;
Renteneintritt mit dem 65. Lebensjahr (wie der Eckrentner); durchschnittliche
Entgeltpunkte pro Jahr: 1,10 (Stand von 1995; Quelle: Rentenversicherungs-
bericht 1996, S. 118 und 119). Beide Angaben gelten für die alten Bundesländer.
Der Durchschnittsrentner hat 15 Jahre Restlebenserwartung, wie der Eckrentner.
Ebenso wie bei der Durchschnittsrentnerin (vgl. unten) kann hier keine echte sta-
tistische Durchschnittsrente zugrundegelegt werden, weil der Rentenversiche-
rungsbericht derartige Angaben, insbesondere was die Kombination aus Entgelt-
punkten und Beitragsjahren anlangt, nicht hergibt [so ist zum Beispiel die soge-
nannte Regelaltersrente (Rentenversicherungsbericht, S. 114) keine Durch-
schnittsrente, weil diese, entsprechend § 35 des RRG 1992, solche Versicherten
betrifft, die das 65. Lebensjahr vollendet und eine Wartezeit von (nur) fünf Jah-
ren erfüllt haben]. Als Folge davon wurde die oben genannte Definition an die
statistisch belegte Eckrente angelegt.
Nicht berücksichtigt sind damit die bcitragsloscn Anrechnungszeiten, die vor allem für Aka-
demiker und für Personen mit Erzichungszeiten höhere Erträge bringen.
Eckerle et al. rechnen, gestützt auf die 8. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (1994)
mit einer nach dem Jahre 2010 auf 15,2 Jahre gestiegenen Restlebenserwartung für 65jährige
Männer. Im übrigen: Selbst wenn man (im Falle des Eckrentners) für das Renteneintrittsjahr
2040 einmal 16 statt 15 Jahre Rentenbezug unterstellte, änderte das am Gesamtbild kaum
etwas. Die Rendite der Beitragszahlungen (siehe unten) verbesserte sich dadurch nur um 0,3
bis 0,4 Prozentpunkte. Ein weiteres Jahr Witwenrente erhöhte dann die Rendite der Beitrags-
zahlungen um gut 0,1 Prozentpunkte.Die Durchschnittsrentnerin ist, wiederum im Jahre 1995, definiert als Rentnerin
der alten Bundesländer, die 25 Jahre Beiträge geleistet hat und 0,71 Entgelt-
punkte pro Jahr aufweist (Quelle wie oben). Sie geht mit 60 Jahren in Rente und
hat demzufolge die Restlebenserwartung einer 60jährigen. Auch in diesem Falle
wurde nur das erste Beitragsjahr aufgrund der geringeren Anzahl der Beitrags-
jahre variiert: Das erste Beitragsjahr wurde im Alter von 35 Jahren angesetzt.
Anzumerken ist ferner, daß es sich sowohl beim Durchschnittsrentner als auch
bei der Durchschnittsrentnerin um "unechte Durchschnitte" handelt. So ist der
Zentralwert der Beitragsdauer der Männer bei über 45 Jahren anzusiedeln: 35 vH
aller Rentenempfänger weisen eine anrechenbare rentenrechtliche Zeit zwischen
45 und 50 Jahren auf. Bei den Frauen liegt der Zentralwert zwischen 15 und 20
anrechenbaren Jahren. Männer und Frauen sind rentenstatistisch vor allem da-
durch unterschieden, daß die anrechenbaren Beitragszeiten der Rentnerinnen ver-
gleichsweise gleichmäßig verteilt sind; so haben zum Beispiel 11,5 vH der Rent-
nerinnen zwischen 5 und 10 Beitragsjahre geleistet, 11 vH liegen zwischen 40
und 45 Beitragsjahren (nur 3,2 vH der Rentnerinnen weisen mehr als 45 Beitrags-
jahre auf).
b. Die Faktorenzerlegung
Die Renditen aller drei typisierten Rentner wurden daraufhin untersucht, wie das
Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag ist, wenn sie ledig sind und wenn sie
verheiratet sind; auch wurden die Absicherung gegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit einbezogen und die Renditeeffekte des vorzeitigen Todes (das heißt, des
Todes vor Erreichen des Rentenalters) berücksichtigt. Nach dieser Faktorenzerle-
gung wird für jeden der drei typisierten Rentner die "Gesamtrendite" im ledigen
und verheirateten Fall ausgewiesen.
Bei der jeweiligen Faktorenzerlegung ist zu beachten, am Beispiel des Eckrent-
ners dargestellt, daß in den Tabellen 1 bis 4 Unterpunkt a jeweils den Eckrentner
bezeichnet, der nicht berufs- und erwerbsunfähig wird und der nicht vorzeitigstirbt; Unterpunkt b besagt, daß dieser Eckrentner mit einer Frau verheiratet ist,
die drei Jahre jünger ist als er und ihn um sechs Jahre überleben wird (Stand der
Bevölkerungsstatistik für die Jahre 1992/94). Dabei handelt es sich - beim Eck-
rentner wie auch beim Durchschnittsrentner und bei der Durchschnittsrentnerin -
jeweils um eine Witwe (um einen Witwer), die keine eigenständigen Ansprüche
aus eigenen Beitragsleistungen an die gesetzliche Alterssicherung hat; hätte sie
solche Ansprüche, dann würden die Renditen niedriger ausfallen, weil die Sum-
me der Beiträge beider Berechtigter, verglichen mit den Tabellen 1-4, relativ hö-
her wäre als der Barwert der kumulierten Renten.
Bei der Berücksichtigung der Berufs- und Erwerbsunfähigkeit (BU/EU) wurde
von Durchschnittswerten für den ledigen Eckrentner (den Durchschnittsrentner/
die Durchschnittsrentnerin) ausgegangen. Es wurde einheitlich - d.h. in allen
Untersuchungsjahren - davon ausgegangen, daß die Berufs- und Erwerbsunfähig-
keit im 53. Lebensjahr bei den männlichen Beitragszahlern und im 52. Lebens-
jahr bei den Beitragszahlerinnen (vgl. Tabelle 5) beginnt. Die Beitragsleistungen
wurden also, rund gerechnet, über 33 Jahre (bei Frauen 18 Jahre) erbracht. Der
berufs-/erwerbsunfähige Rentner wird aber so gestellt, als hätte er über 36,7 Jahre
Beiträge geleistet. Die Differenz zwischen 33 (18) Beitragsjahren und 36,7 (22,7)
angerechneten Beitragsjahren ist die "Subvention" der laufenden Rente für die
Berufs- und Erwerbsunfähigen. Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß der Anteil
der BU/ EU-Renten an allen Renten, zum Beispiel im Jahre 1995, bei den Män-
nern 16,5 vH ausmachte und bei den Frauen 8,1 vH.
6 Um in der Rendite die
Wahrscheinlichkeit der Berufs- und Erwerbsunfähigkeit und gleichzeitig die da-
für ausgegebenen Gelder zu berücksichtigen, muß der Anteil der BU/EU-Renten
mit der zuvor beschriebenen "Subventionsrate" multipliziert werden.
6 Dem Rückgang der BU/EU-Rcntcnanteile an allen Renten zwischen 1983 und 1995 soll hier
nicht weiter nachgegangen werden. Er ist jedoch, insbesondere bei den Frauen, bemerkens-
wert. Es ist durchaus wahrscheinlich, daß die scheinbare relative "Gesundung" überwiegend
ein statistisches Artefakt darstellt.Ein weiteres Problem stellt sich dadurch, daß die Berufs- und Erwerbsunfähigkeit
im Alter von 53 bzw. 52 Jahren eintritt und die Lebenserwartung in diesem Alter
im allgemeinen eine andere ist als mit 65 (60) Jahren. Man kann sich zwar auf
den Standpunkt stellen, daß die Rentenbezugsdauer des BU/EU-Rentners eben-
falls 15 Jahre sein wird, wie beim 65jährigen Eckrentner (vgl. ebenso: Eiten-
müller 1996); die Begründung dafür könnte lauten, daß der Berufs- und Erwerbs-
unfähige in seiner Lebenserwartung so gemindert ist, daß er bei Eintritt der Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeit eine Restlebenserwartung wie der reguläre Eckrent-
ner hat. Es kann aber auch sein, dies ist das andere Extrem, daß der Berufs- und
Erwerbsunfähige eine Lebenserwartung hat wie der durchschnittliche 53jährige
(bzw. die durchschnittliche 52jährige). Um diesen Unsicherheitsfaktor so stark
wie möglich zu berücksichtigen, wurde das Produkt aus BU/EU-Rentenanteilen
und Subventionsraten noch einmal mit einem Sicherheitsmultiplikator malgenom-
men. Er ergibt sich aus der Relation der Lebenserwartung eines 53jährigen (einer
52jährigen) relativ zu der Lebenserwartung eines 65jährigen (einer 60jährigen).
Vorzeitiger Tod: Es ist auch notwendig, all die Fälle zu berücksichtigen, in denen
Sozialversicherungspflichtige Beitragszahler sterben, ohne das Auszahlungsalter,
das heißt das Renteneintrittsalter, erreicht zu haben. Dies sind in der Sterbestati-
stik von 1992/94 bei den Männern immerhin 21 vH aller sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten (Tabelle 6) und bei den Frauen 6,9 vH. Das Durch-
schnittsalter beim vorzeitigen Tod lag bei den Männern bei 57 Jahren und bei den
Frauen bei 52 Jahren. Das bedeutet, daß ein Teil der männlichen sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten 37 Jahre lang Beiträge gezahlt hatte, ohne in den
Genuß einer Rente zu kommen.
7 Daraus errechnet sich eine "negative Subventi-
onsrate" von gut 82 vH (37 Jahre, bezogen auf die gesamten Beitragsjahre des
Eckrentners). Bei der Frau ist die Berechnung etwas umständlicher, da in allen
Berechnungen hier die Eckrentnerin nicht berücksichtigt wird und statt dessen die
Eigentlich müßte auch berücksichtigt werden, daß ein Teil der vorzeitig verstorbenen Beitrags-
zahler Hinterbliebene mit einem residualen Rentenanspruch zurückläßt. Dieser Fall bleibt im
folgenden außer Betracht. Dadurch wird der (negative) Renditeeffekt des vorzeitigen Todes
überschätzt.Durchschnittsrentnerin zugrundegelegt wird. Die Durchschnittsrentnerin hat eine
Beitragsdauer von 25 Jahren und geht mit 60 Jahren in Rente, beginnt also ihr
Beschäftigungsverhältnis annahmegemäß mit 35 Jahren. Sie hat demzufolge 17
von 25 Beitragsjahren abgeleistet, das heißt 68 vH. Um den Renditeeffekt der
vorzeitigen Todesfälle zu ermitteln, muß der Anteil dieser Todesfälle an allen so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten mit der negativen Subventionsrate multi-
pliziert und der so gewonnene Faktor auf die Summe der Beiträge zur Alters-
sicherung aufgeschlagen werden (analog zu dem Abschlag auf die Summe der
Beiträge im Falle der vorzeitigen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit).
c. Der Kapitalmarktzins
Für die Jahre 1975-1989 wurde der reale Kapitalmarktzins mit 4,2 vH angesetzt;
der Zins für die Jahre 1990-19,95 betrug 3,9 vH. In den Jahren nach 1995 wurde
der Realzins, analog der oberen Variante von Prognos, mit 2,1 vH gewählt.
Letzteres entspricht der Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Aktivität. Erfah-
rungsgemäß ist auf lange Sicht kein nennenswerter Unterschied zwischen Real-
zins und der Rate des gesamtwirtschaftlichen realen Wachstums festzustellen.
d. Die benutzten Formeln
Alle folgenden Variablen sind reale Größen (Preise von 1995).
(1) Summe (S) der Beiträge zur Alterssicherung
(a) Renteneintrittsjahre 1975 und 1995:
Summe der jährlichen Istbeiträge auf Preisbasis 1995
(b) Renteneintrittsjahre 2015 und 2040:
p . c l
Formel: Sn_j = a0
wobei x : Änderungsrate der Beiträge zur Alterssicherung pro Jahr
n : Zahl der Glieder (beim späteren Eckrentner: n=45)
ao : Anfänglicher Beitrag zur Alterssicherung10
(2) Barwert (B) der tatsächlichen Rentenansprüche im Jahr vor Renteneintritt
l-r
m
Formel: B_, = b0
1
l + Kalkulationszins
wobei -/ : Jahr vor Renteneintritt
ho : Anfängliche Jahresrente
r : 1 + Änderungsrate der Renten
1 + Kalkulationszins
m : Jahre des Rentenbezugs (beim Eckrentner: m—15)
(3) Renditenberechnung
(a) Renteneintrittsjahre 1975 und 1995:
Implizite Verzinsung der jährlichen Istbeiträge auf Preisbasis 1995
(b) Renteneintrittsjahre 2015 und 2040:
Formel: B_x = Sn_{{i) = a, (i-x)
wobei / : die interne Rendite, die gesucht wird
Sn-i(i) '• Summe der mit der internen Rendite / verzinsten
Beiträge zur Alterssicherung im Jahr vor Renteneintritt.
e. Zur Interpretation der Tabellen
Die Tabellen sind, dargestellt am Beispiel der Tabelle 4 (Renteneintritt im Jahre
2040), wie folgt zu interpretieren: In der ersten Zeile gibt die erste Spalte die
Summe der realen Beiträge, die ein lediger Eckrentner im Laufe seiner sozialver-
sicherungspflichtigen Lebensarbeitszeit geleistet hat, wieder. Die Rentenan-
sprüche, die der durchschnittliche Eckrentner aufweist, sind in Spalte 3 ausge-
wiesen. Aus den Beträgen der Spalten 2 und 3 ergibt sich die Gesamtrendite
(Spalte 5) von -0,9 vH.11
Der verheiratete Eckrentner hat, dem deutschen Rentenrecht entsprechend, die
gleichen Beiträge geleistet wie der ledige Eckrentner (Spalte 2), und er hat, für
sich genommen, die gleichen Rentenansprüche (Spalte 3). Zu seinen Renten-
ansprüchen addiert sich der Residualrentenanspruch seiner Witwe, der in Spalte 4
wiedergegeben ist. Daraus errechnet sich für den verheirateten Eckrentner eine
Rendite von 0,4 vH. Zu beachten ist, daß der Zeitpunkt der Verheiratung hierbei
keine Rolle spielt und daß keine Gewichtung mit dem Anteil der verheirateten
Rentner an allen Rentnern vorgenommen wurde. Unterpunkte a und b geben je-
weils den isolierten Fall des ledigen und des verheirateten Eckrentners wieder.
Neben der Rentenzahlung ist die Absicherung gegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit eine weitere die Leistung der GRV. Sie wurde in ihrem wertmäßigen Aus-
maß ermittelt, wie im methodischen Teil angegeben. Die Summe der "Versiche-
rungsprämien" wurde von den Summen der Beiträge des Eckrentners abgezogen,
weil nur dieser Rest (in Tabelle 4: 97 vH) dann noch für die Alterssicherung zur
Verfügung steht. Es ist zu beachten, daß in diesem Fall wie auch im Falle des
vorzeitigen Todes (Unterpunkt d) die Wahrscheinlichkeit des BU/EU-Eintritts in
die Berechnungen einging. Die Rendite, die letztlich daraus erwuchs (-0,7 vH)
wurde nur für den ledigen Eckrentner ausgewiesen.
Im Falle des vorzeitigen Todes ist die Vorgehensweise ähnlich wie im Falle der
Absicherung gegen BU/EU: Alle sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die
Beiträge zur GRV geleistet haben und vorzeitig sterben, werden keine Rentenlei-
stungen erhalten. Sie haben alle Beiträge umsonst gezahlt. Dies wirkt renditesen-
kend. Um den vorzeitigen Tod rechnerisch möglichst einfach zu erfassen, wurde
daher die Wahrscheinlichkeit des vorzeitigen Todes, gewichtet mit den bis zum
Eintritt des durchschnittlichen Todes geleisteten Beträgen, auf die Summe der
Beiträge der Spalte 2 aufgeschlagen. Dies entspräche grundsätzlich auch dem
Kalkül des Eckrentners, wenn er es denn anstellen würde: Seine Beiträge werden
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu keiner Gegenleistung führen (von der
Absicherung gegen BU/EU während seiner Lebenszeit einmal abgesehen). Am
Barwert der Rentenansprüche (Spalte 3) ändert sich deshalb nichts, weil der Eck-12
rentner, wenn er 65 Jahre alt ist, mit eben diesem Barwert der Rentenansprüche
rechnen kann.
Da die genannten Faktoren, nämlich die Absicherung gegen BU/EU und der vor-
zeitige Tod, gleichzeitig bei der Renditeberechnung berücksichtigt werden soll-
ten, wurde für den Eckrentner, den Durchschnittsrentner und die Durchschnitts-
rentnerin abschließend der Nettoeffekt aus BU/EU und vorzeitigem Tod sowohl
für den ledigen als auch für den verheirateten Eckrentner berechnet. Zu beachten
ist noch, daß die Gesamtrenditen für die ledige und die verheiratete Durch-
schnittsrentnerin identisch sind, da annahmegemäß die Durchschnittsrentnerin bei
ihrem Tod keinen Witwer hinterläßt.
2. Ergebnisse
In Tabellen 1-4 zeigen für jede der drei betrachteten Beitrags- und Rentenver-
läufe die beiden letzten Zahlen der letzten Spalte jeweils die Gesamtergebnisse
für ledige und für verheiratete Rentner. Es ergibt sich durchgehend folgendes
Bild:
- Das RRG 1992 in seiner reinen Form (vgl. Renteneintritt 2040, Tabelle 4)
bringt für alle drei Rentnerarten negative Renditen;
- alle untersuchten Rentenperioden (ausgenommen das Renteneintrittsjahr 1975)
zeigen, daß der Durchschnittsrentner eine etwas niedrigere Rendite erhält als
der Eckrentner;
- die Durchschnittsrentnerin erhält in allen Untersuchungsperioden eine deutlich
höhere Rendite der Beiträge als der Durchschnittsrentner; ausschlaggebend
hierfür ist die längere Rentenbezugsdauer.
- die Gesamtrendite ist für die ledige Durchschnittsrentnerin identisch mit der
Rendite für die verheiratete Durchschnittsrentnerin, weil es in diesem (statisti-
schen Durchschnitts-)Fall keinen Witwer gibt;itute für Weltwirtschaft
 1
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- die Sparstrumpfhypothexe", der zufolge die Beitragszahler nicht einmal das
real herausbekommen, was sie eingezahlt haben, gilt bei den hier ausgewählten
Stichjahren nur für den Renteneintritt des Jahres 2040 und nur für die ledigen
männlichen Eck- und Durchschnittsrentner insgesamt.
III. Vergleich mit anderen Ergebnissen
Ein Vergleich der Ergebnisse der vorliegenden Renditeberechnungen mit anderen
Rentabilitätsberechnungen ist im Falle der Arbeiten von EitenmüUer (1996) und
Ohsmann/Stolz (1997) möglich.
1. Die Ergebnisse von EitenmüUer
EitenmüUer berechnet zwar nominale Renditen, benutzt aber ebenfalls die Pro-
jektion von Eckerle et al. zur Fortschreibung. Die Berechnungen von EitenmüUer
unterscheiden sich von den obigen vor allem durch folgendes (vgl. die Über-
sicht):
- EitenmüUer rechnet mit 40 (statt 45) Beitragsjahren, die dann zu der Eckrente
führen, als ob 45 Jahre geleistet worden wären.
- Die Rente wird für den verheirateten Rentner ermittelt, dessen Witwe diesen
noch um 8 Jahre (statt 6 Jahre) überlebt.
- EitenmüUer schlägt von den Beitragsleistungen 9,7 vH (statt 3-5 vH) ab, um
die Berufs- und Erwerbsunfähigkeit angemessen zu berücksichtigen.
8 Die Sparstrumplhypothese war ursprünglich von uns im Sinne einer stationären Wirtschaft
ohne Zinsen gedacht (1995, S. 334 I). Sie paßt im Grunde nicht zu dem hier unterstellten
Szenario einer wachsenden Wirtschaft. Daher könnte ein alternatives Sparstrumpfmodell auch
so beschrieben werden: Der Bcitragszahler legt alle Beiträge unverzinslich in seinen "Spar-
strumpf". Am Ende des Erwerbslebens geht er zu einem Finanzintermediär und läßt sich eine
Annuität auszahlen. Der Barwert der Renten im Übergangszeitpunkt wäre dann niedriger als
die Summe der dynamisierten Rentenzahlungen.14
Übersicht: Grundlegende Annahmen bei den Renditeberechnungen von Glismann
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Quelle: Eitenmüller (1996). - Ohsmann und Stolz (1997). - Eigene Zusammen-
stellungen.15
- Eitenmiiller nimmt 2,8 vH (statt 0 vH) der Beitragsleistungen, um sie den
Verwaltungskosten und den Rehabilitationsleistungen zuzuführen.
- Eitenmüller berücksichtigt nicht die Fälle vorzeitigen Todes von Beitragszah-
lern.
Ansonsten ermittelt Eitenmüller die Rendite ebenfalls als internen Zinsfuß der
Beiträge; dieser Zins muß gerade jene Höhe erreichen, bei dem die verzinste
Summe der Einzahlungen gerade den Barwert der Rentenzahlungen im Vergleich
ergibt. Eitenmüller verwendet ebenfalls das Basismodell von Eckerle et al. und
stellt seine Rechnungen für das obere und untere Szenario von Prognos an.
Ein Vergleich der Ergebnisse ist am ehesten möglich für den Fall des verheirate-
ten Eckrentners, der gegen BU/EU abgesichert ist. Betrachtet man als Rentenein-
trittsjahr das Jahr 2040, so kommt Eitenmüller auf eine nominale Rendite von
rund 4,9 vH (aus Schaubildern abgeleitet, da die Arbeit von Eitenmüller keine
tabellarische Wiedergabe der Renditen enthält). Geht man von einer Inflations-
rate von - gerundet - 3,2 vH zwischen 1992 und 2040 aus (wie Eckerle et al. in
der oberen Variante), so entspricht dies einer realen Rendite von 1,6 vH. Die
Rendite bei Glismann/Horn hat für den verheirateten Eckrentner dagegen die
Höhe von 0,4 vH, bei Berücksichtigung von BU/EU-Renten rund 0,6 vH (vgl.
Tabelle 4). Die Differenz von 1,0 Prozentpunkten in realer Rechnung dürfte dar-
auf zurückzuführen sein, daß erstens bei Eitenmüller 40 (statt 45) Beitragsjahre
zur Eckrente führen, also 5 Jahre Anrechnungszeit bei der Festlegung der Rente
unterstellt sind, daß zweitens die Restlebenserwartung der Witwe bei Eitenmüller
zu hoch gegriffen scheint (8 statt 6 Jahre),
9 daß drittens der Abschlag für die Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeit für das Renteneintrittsjahr 2040 bei den vorliegen-
den Berechnungen nur 3 vH beträgt (bei Eitenmüller 9,7 vH) und, viertens, keine
9 Maßgeblich ist die Restlcbenserwartung der (drei Jahre jüngeren) Ehefrau beim Renteneintritt
des Ehemannes. Nach der Sterbetafel 1992/94 für die früheren Bundesländer überlebt die Ehe-
frau jedenfalls - im statistischen Durchschnitt betrachtet - den Ehemann, der mit Vollendung
des 65. Lebensjahres in den Ruhestand tritt, um 6 Jahre.16
weiteren Abschläge für Verwaltungskosten, Rehabilitationsleistungen etc. (bei
Eitenmüller 2,8 vH) enthalten sind. Dem wäre entgegenzurechnen, daß nach der
vorliegenden Berechnung der Eckrentner tatsächlich 45 Jahre Beiträge entrichtet
haben soll.
2. Die Ergebnisse von Ohsmann und Stolz
Die abweichenden Annahmen von Ohsmann und Stolz sind ebenfalls in Über-
sicht 1 wiedergegeben. Sie beziehen sich vor allen Dingen auf Variationen der
Rentenbezugsdauer, die für die männlichen Rentner zumeist deutlich höher ein-
geschätzt wird als bei Glismann/Horn und Eitenmüller, bei der Rentnerin aber
(die keine Durchschnittsrentnerin ist) überraschenderweise auch niedriger als bei
Glismann/ Hörn. Die Restlebenserwartung der Witwe liegt bei 10 Jahren (statt 6).
Ein Vergleich mit den Ergebnissen von Ohsmann und Stolz bietet sich, nähe-
rungsweise, für das Renteneintrittsjahr 1997 (Ohsmann/Stolz) und für das Ren-
teneintrittsjahr 1995 (Glismann/ Hörn) an. Ohsmann und Stolz kommen für den
ledigen Rentner, der 15 (genauer: 14,5) Jahre Restlebenserwartung hat, zu einer
Rendite von 5,26 vH, was - angesichts der bei Prognos unterstellten Inflation von
3,2 vH pro Jahr - eine reale Rendite von rund 2 vH wiedergibt. Dies liegt etwas
unter der Rendite, die von Glismann/Horn berechnet wurde (2,4 vH), erscheint
aber angesichts der unterschiedlichen Annahmen (nur 80 vH der GRV-Beiträge
sollen bei Ohsmann/Stolz der Alterssicherung dienen) ein überraschend hohes
Ergebnis zu sein. Eine Erklärung hierfür ist nicht leicht zu finden. Alle die Fakto-
ren, die Ohsmann/Stolz von Glismann/ Hörn unterscheiden, zeigen die gleiche
Richtung: Die Rendite bei Ohsmann/Stolz müßte in vergleichbarer realer Rech-
nung deutlich höher sein als bei Glismann/Horn (das gilt wegen der Abschläge
für Berufs- und Erwerbsunfähigkeit sowie für Verwaltungs- und Rehabilitations-
leistungen und durchweg auch für die unterstellten Restlebenserwartungen). Tat-
sächlich würde sich, wenn Ohsmann/Stolz die Beiträge zu 100 vH anrechnen
würden, im genannten Beispiel des Eckrentners eine reale Rendite von unter
1 vH ergeben. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die Rechnung in nominalen17
Größen zugleich zu einer systematischen Unterschätzung der Rendite führt (etwa
bei 45 Beitragsjahren und 14,5 Rentenjahren wie im vorliegenden Beispiel),
wenn die Inflationsrate im Trend steigt. Hierzu folgendes Beispiel:












Legt man nur die Eckjahre 1950 und 1995 zugrunde, errechnet sich eine Infla-
tionsrate von nur 3,00 vH. Unter den vorliegenden Gegebenheiten unterschätzen
Ohsmann/Stolz mit ihrem nominalen Ansatz daher die zugrundeliegende reale
Rendite.
IV. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen
Der Vergleich unserer Ergebnisse mit den Renditeberechnungen von Eitenmüller
und von Ohsmann/Stolz zeigt, daß die grundlegenden Annahmen entscheidend
sind: Wieviel Beitragsjahre hat der Modellrentner zum Beispiel tatsächlich gelei-
stet und wieviel Jahre werden ihm bei der Feststellung der Rente zugerechnet,
welche Leistungen schreibt man der Alterssicherung zu? Zu letzterem: Die Insti-
tution der staatlichen Alterssicherung neigt - wie alle Institutionen - dazu, ihren
Aufgabenkreis auszuweiten. Das bedeutet, daß der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte, der glaubt, eine Alterssicherung mit bestimmten Beiträgen zu kau-
fen, gleichzeitig - folgt man Eitenmüller, aber auch Ohsmann und Stolz - eine
Absicherung gegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit sowie Rehabilitationslei-
stungen und Verwaltungsleistungen kauft. Soll man bei einer Renditeberechnung
den (sich im Zeitablauf ändernden) gemischten Warenkorb der bestehenden Insti-
tution unterstellen, oder soll man, wie der Kapitalmarkt, auf die Funktionen des18
Sparens und des späteren Entsparens abstellen? Mit anderen Worten: Soll man
die bestehenden Mischkalkulationen zwischen verschiedenen Leistungsarten so
akzeptieren, wie sie jeweils vorgegeben sind, mit allen Diskriminierungen nach
Geschlecht und in bezug auf Familienstand, Alter der Ehefrau, akademische
Studien und sonstige Ausbildungszeiten, Dauer der Erwerbsfähigkeit, Dauer der
Restlebenserwartung, Gesundheitszustand etc.? Diese und andere Sonderbehand-
lungen hat einst Buchanan (1968, S. 390) als "politische Gimmicks" bezeichnet.
Unseres Erachtens machen Eitenmüller und Ohsmann/Stolz den Fehler, die
Sparleistungen des Berufs- und Erwerbsunfähigen ebensowenig in ihren Kalkula-
tionen zu berücksichtigen wie das durchschnittliche Eintrittsalter der Berufs- und
Erwerbsunfähigkeit. Als eine Vernachlässigung noch gravierenderer Art er-
scheint, daß die Wahrscheinlichkeit eines vorzeitigen Todes der Beitragszahler
nicht berücksichtigt wird. Ohsmann und Stolz scheinen hier sogar in die falsche
Richtung zu gehen, indem sie die Hinterbliebenen-Leistungen bei vorzeitigem
Tod mit in den 20prozentigen Abschlag auf die Beitragsleistungen einbeziehen,
aber den Verfall von Anwartschaften wegen vorzeitigen Todes vernachlässigen.
Wenn unsere Vermutungen zutreffen, dann kann die Finanzierung von BU/EU-
Hinterbliebenenrenten aus den durchschnittlichen Sparleistungen erfolgen, und es
bleibt dennoch ein Teil an "negativer Subvention" übrig.
Anzumerken bleibt noch, daß die Entwicklung und zum Teil sogar das Niveau
der Renditen in der staatlichen Alterssicherung Deutschlands sehr robust zu sein
scheinen: Variationen in den Annahmen über die Aufteilung der Beiträge führen
regelmäßig zu dem Ergebnis, daß das RRG 1992, für sich alleine betrachtet, dem
ledigen Eckrentner in der Zukunft negative Renditen bescheren wird. Dabei ist
noch nicht einmal berücksichtigt, daß sich - entsprechend den Vorschlägen der
Rentenreformkommission - das Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag in der
staatlichen Alterssicherung künftig noch zusätzlich verschlechtern wird.
Bei den oben durchgeführten Berechnungen sollte man stets vor Augen haben,
daß der Kapitalmarkt - genauer: der Markt für festverzinsliche Wertpapiere -,
der eine stets nichtdiskriminierende und jederzeit ojfene Lösung des Sparens für19
das Alter darstellt, durchweg seit 1930 bis heute eine reale Verzinsung von 4 vH
gebracht hat. Geringfügige Schwankungen sind dabei nicht ausgeschlossen; die
Schwankungen der Kapitalmarktrenditen sind jedoch im Bereich der festverzins-
lichen Wertpapiere sehr viel geringer als die Schwankungen der Rendite der
staatlichen Alterssicherung (vgl. hierzu insbesondere Glismann, Hörn 1997).
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Es stellt sich allerdings die Frage, ob die hier vorgestellten Berechnungen für die
Zukunft nicht irrelevant sind. Denn es soll im Jahre 1999 ein neues Rentengesetz
wirksam werden, das die Vorschläge der sogenannten Rentenreformkommission
zu einem wesentlichen Teil umsetzt. Greift man sich die beiden wohl wichtigsten
Änderungen, die ins Haus stehen, heraus, so soll auf der einen Seite das Renten-
niveau von derzeit ca. 70 vH des durchschnittlichen Nettolohns der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten bis zu einem bestimmten Jahr (vermutlich 2015)
auf 64 vH dieser durchschnittlichen Nettolohn- und -gehaltssumme verringert
werden. Gleichzeitig sollen, um den Beitragssatz zur Alterssicherung konstant
halten zu können, die Steuerzuschüsse aus dem Bundeshaushalt angehoben wer-
den. Was bedeutet dies für die künftige Renditeentwicklung?
Ceteris paribus bewirkt die Verringerung der Auszahlungen an die künftigen
Rentner naturgemäß eine Senkung der ohnehin schon negativen Rendite. Ceteris
paribus bedeutet eine Erhöhung der Staatszuschüsse, die gerade ausreicht, um
den Beitragssatz bei, sagen wir, 20 vH zu fixieren, eine Erhöhung der Rendite der
reinen Beitragsleistungen. Doch ist dies nur das halbe Bild. Zum einen sind die
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gleichzeitig Steuerzahler; in dieser
Funktion müssen sie über Steuern das finanzieren, was sie sonst über Beiträge
hätten leisten müssen. Nun ist der Kreis der Steuerpflichtigen größer als der Kreis
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Das bedeutet, daß die Absenkung
der Rendite für die Beitragszahler zwar stattfindet, aber in geringerem Ausmaß
1
0 Da es sich bei diesen Sparvorgängen um Jahrzehnte währende Vorgänge handelt, sind kurz-
fristige Schwankungen der festverzinslichen Kapitalmarktzinsen - und auch der Aktienrendi-
ten - vergleichsweise belanglos. Worauf es ankommt ist, daß der Kapitalmarkt auf lange Sicht
nicht dazu neigt, derartige positive wie negative Diskriminierungen und Schwankungen der
Renditen aufzuweisen wie das staatliche Alterssicherungssystem.20
als ohne Steuerzuschüsse. Hinzu kommt der gesamtwirtschaftlich schädliche
Anstieg der Subventionen und der sonstigen Transfers. Und es geht es nur mehr
darum, für den einzelnen Beitragszahler eine gewisse Mindestrentabilität auf-
rechtzuerhalten; von Renditen kann - wie in der Einleitung erwähnt - in einem
derartigen Umverteilungssystem deshalb nicht gesprochen werden, weil nach wie
vor der Kapitalmarkt in die Alterssicherung nicht einbezogen werden soll.
Was voraussichtlich auch nach 1999 bleiben wird, sind die drei wesentlichen und
immer wieder als systemzerstörend dargestellten systematischen Nachteile der
gesetzlichen Rentenversicherung: Die GRV ist zu sehr von politischen Tages-
entscheidungen abhängig, sie wird zu sehr von alterssicherungs-exogenen Fakto-
ren (wie der jeweiligen Wirtschaftslage oder dem Beschäftigungsgrad) beein-
flußt, sie ist nicht rentabel, und, nicht zuletzt, sie schützt nicht das Vertrauen der
Altsassen. Gleichzeitig bleibt die nachteilige Systemgefangenschaft erhalten, die
dazu führt, daß die Politiker ständig auf der Suche nach neuen Beitragszahlern
sind, ebenso wie sie ständig auf der Suche nach Möglichkeiten sind, den Kreis
der Rentenempfänger einzuschränken. Diese Kettenbrief-Situation, die zur Zeit
sehr anschaulich durch die Bestrebungen verdeutlicht wird, auch alle geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisse in die Beitragspflicht einzubeziehen, hat nicht
nur Hautgout, wenn es um rein private Verträge geht; der Staat stellt sich selber
mit derartigen Praktiken kein gutes Zeugnis aus."
1
1 Diese kettenbrief-analoge Jagd nach neuen Zeichnern (Einbeziehung von 610-DM-Arbeits-
verträgen und von Beamten; demnächst werden vermutlich auch alle Freiberufler hinzukom-
men) schafft typischerweise nur zu Beginn höhere Einnahmen. Später, das ist den Kettenbrief-
Modellen eigen, sind entweder (erhöhte) Auszahlungen fällig, oder einige Beitragszahler müs-
sen enteignet werden, oder alle Beitragszahler müssen partiell enteignet werden21
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Tabelle 1: Vergleich von Aufwand und Ertrag bei der GRV-Altersrente:




































































































































c Für den ledigen Eckrentner; vgl. Tabelle 6. -
 d Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in);
vgl. Tabelle 5. -
 e Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in); vgl. Tabelle 6. - ' Status 1995:
40 Jahre Beitragszahler; 1,1 Entgeltpunkte/Jahr; 15 Jahre Restlcbenserwartung. - 8 Status 1995: 25
Jahre Beitragszahlerin; 0,71 Entgeltpunkte/Jahr; 20 Jahre Rcstlebenserwartung. -
Erwerbsunfähigkeit.
1 Berufs- und
Quelle: Rentenversicherungsbericht 1996. - Statistisches Jahrbuch für die Bun-
desrepublik Deutschland lfd. Jgg. - Eigene Schätzungen und Berechnun-
gen.23
Tabelle 2: Vergleich von Aufwand und Ertrag bei der GRV-Altersrente:



































































































































c Für den ledigen Eckrentner; vgl. Tabelle 6. - Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in);
vgl. Tabelle 5. -
 e Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in); vgl. Tabelle 6. - Status 1995:
40 Jahre Beitragszahler; 1,1 Entgeltpunkte/Jahr; 15 Jahre Restlebenserwartung. - 8 Status 1995: 25
Jahre Beitragszahlerin; 0,71 Entgeltpunkte/Jahr; 23 Jahre Restlebenserwartung. - "Berufs- und
Erwerbsunfähigkeit.
Quelle: Rentenversicherungsbericht 1996. - Statistisches Jahrbuch für die Bun-
desrepublik Deutschland lfd. Jgg. - Eigene Schätzungen und Berechnun-
gen.24
Tabelle 3: Vergleich von Aufwand und Ertrag bei der GRV-Altersrente:

































































































































c Für den lcdigen Eckrentner; vgl. Tabelle 6. -
 d Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in);
vgl. Tabelle 5. -
 e Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in); vgl. Tabelle 6. - f Status 1995:
40 Jahre Bcitragszahler; 1,1 Entgeltpunkte/Jahr; 15 Jahre Restlebenserwartung. - 8 Status 1995: 25
Jahre Beitragszahlerin; 0,71 Entgeltpunkte/Jahr; 23 J
Erwerbsunfähigkeit.
ahre Restlebenserwartung. - '
1 Berufs- und
Quelle: Rentenversicherungsbericht 1996. - Statistisches Jahrbuch für die Bun-
desrepublik Deutschland lfd. Jgg. - Eigene Schätzungen und Berechnun-
gen.25
Tabelle 4: Vergleich von Aufwand und Ertrag bei der GRV-Altersrente:


































































































































c Für den ledigen Eckrentner; vgl. Tabelle 6. -
 d Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in);
vgl. Tabelle 5. -
 c Für den (die) ledige(n) Durchschnittsrentner(in); vgl. Tabelle 6. - ' Status 1995:
40 Jahre Beitragszahler; 1,1 Entgellpunkte/Jahr; 15 Jahre Restlebenserwartung. - 8 Status 1995: 25
Jahre Beitragszahlerin; 0,71 Entgeltpunktc/Jahr; 23 Jahre Restlebenserwartung. - ^
Erwerbsunfähigkeit.
Berufs- und
Quelle: Rentenversicherungsbericht 1996. - Statistisches Jahrbuch für die Bun-
desrepublik Deutschland lfd. Jgg. - Eigene Schätzungen und Berechnun-
gen.26
Tabelle 5: Zur Berechnung von Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsäquivalenten bei












1. Anteile der BU/EU
f-Renten







6. Anteiliger Abschlag auf
die Beitragsleistungen




















 b 4 Jahre, 2 Monate/36,7 Jahre. -
 c 5 Jahre,
Gesamte Berechnungszeit)
4 Monate/36,7 Jahre. - ^ Lebenserwartung eines 53jährigen (24 Jahre) relativ zu der eines 65jähri-
gen (15 Jahre); nach der Sterbetafel 1992/94, früheres Bundesgebiet (gerundet). -
 e Lebenserwar-
tung einer 52jährigen (30 Jahre) relativ zu der einer 60jährigen (23 Jalire); nach der Sterbetafel
1992/94, früheres Bundesgebiet (gerundet). -
 f Berufs- und Erwerbsunfähigkeit.
Quelle: Wie Tabellen 1 bis 4.27
Tabelle 6: Zur Berechnung von Äquivalenten des "vorzeitigen Todes" bei der
Renditeberechnung der GRV
Todesfälle im Alter /.wischen ...
und ...
(1)







4. Anteiliger Zuschlag auf
die Beitragsleistungen
a Basis: Eckrentner. -





































Quelle: Wie Tabellen 1 bis 4.28
Tabelle 7: Basisdaten für Tabellen















































a In Preisen von 1995. Angaben gerundet. In Klammern die Änderungsrate der Beiträge (der Ren-
ten) im Zeitraum der Beitrags- bzw. Rentenzahlungen in vH. - ^ Ohne Berücksichtigung von Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten und vorzeitigem Tod. (Vgl. hierzu Tabellen 1.1 und 1.2).
Quelle: Rentenversicherungsbericht 1996. - Statistisches Jahrbuch für die Bun-
desrepublik Deutschland lfd. Jgg. - Eckerle et al. - Eigene Schätzungen
und Berechnungen.29
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Die meisten Versicher-
ten zahlen Beitrage in
die gesetzliche Renten-
versicherung ein, ohne
zu wissen, wieviel sie
für den eingezahlten
Beitrag bekommen.







der Rendite. Auch für die ein-
gezahlten Beitrage zur gesetzli-
chen Rentenversicherung läßt
sich eine Rendite ermitteln. Mit
der Rendite aus .echten" Ka-
pitalanlagen, beispielsweise
Sparvertragen, laßt sich die
Rentenrendite aber nicht ver-
gleichen: Der Versicherte er-
wirbt durch seine Beitrage zwar
einen Anspruch auf eine
stung aus der gesetzlichen
Rentenversicherung, es ist
damit aber kein individueller
Sparvorgang verbunden. Seine
Rentenzahlungen erhalt er spa-
ter aus den Beitragen jüngerer
Generationen. Dies hat den
Vorteil, daß die Rente viel bes-
ser vor den Gefahren der Geld-
entwertung und vor Kaufkraft-
verlusten geschützt ist.
Wie hoch tat nun die
Welche •ja* weicne mm m Rendite
Dringt mein
Rentenbeitrag?
Die Rentenrendrte ergibt sich
aus dem Verhältnis zwischen
der Jahresrente und dem ein-
gezahlten Beitrag. Um die
Hohe der Rente für ein be-
stimmtes Jahr zu ermittein,
wird das talsachliche Entgelt
durch den Durchschnittsver-
dienst aller Versicherten geteilt.
Hieraus ergeben sich Entgelt-




gen Jahr. Die Entgeltpunkte
werden mit dem aktuellen Ren-
tenwert
1) muttipBziert. Das Er-
gebnis dieser Rechnung ist die
monatliche Rente.
Die Rendite bezieht sich auf
den Gesamtbeitrag (siehe Bei-
spiel). Der Arbeitnehmer er-
reicht aber eine doppelt so ho-
he Rendite, weit der Arbeitge-
ber die Hälfte des Beitrages
übernimmt.
Für die neuen Bundesländer
können sich ander» Werte er-
geben: Dort sind der aktuelle
Rentenwert und der Durch-
schnittsverdienst noch niedri-
ger. Daher muB der Versicherte
nur Beitrage in Höhe von insge-
samt 6165.37 DM im Jahr zah-
len, um 0,8 Entgeltpunkte zu
erreichen. Die Rentenrendite




aber nicht für jedes Jahr gleich.
Sie ist abhangig von der Ent-
wicklung der Beiträge und von
der Entwicklung des Nettoein-
kommens.
Es wäre jedoch sehr kurz-
sichtig, den Blick nur auf die
Rendite zu werfen. Die gesetzli-
che Rentenversicherung si-
chert über 80 Prozent der Er-
werbstätigen gegen die Risiken
Krankheit. Frühinvalidrtat. Alter
und Tod ab. Ohne zusätzliche








te Zeiten, in denen
zum Beispiel ein
kranker Mensch ge-
pflegt wurde und keine
Beitrage gezahlt werden konn-
ten, angerechnet. D
1) Dar •ktuaH* R*nt*nw«n M dar Mo-
natsbetmg. dar »Ich nach «mm Jahr
Durcnacnnrrttvardlenst ah monatlich«
Altarwanta ergibt. Ba) lum 30. 6 1995
batragt m m Dan aKan Bundeallndam
48 DM. In den nauan 35.45 DM
Wer In den alten Bundesländern im Jahr 1985 Insgesamt 40 777.60 DM
verdient, erhalt - geteilt durch den DurcnechnW«Verdi« al oller Ver-
sicherten in Hohe von 50972 DM - 0,8 Entgdtpunkte.
Pnr nnltinu im |]nnntilli NIKI nmlnuwWli tienng hntraul eini
40777.60 DM gegenwartig 18.6 Prozent, alao 7584.63 DM. wobei die
Haltte der Arbeitgeber tragt Daraus ergfet atan eine Jihreerente von
0.8 Entgertpuntrte x 46 DM (aktueller Rentenwert) x 12 Monate
= 441.60 DM (Jahreerente)
Rendite: 441.60 DM »100 = 5,8 Prozent
7584.63 DM (Battrtge)
anidwrtei Mxn 3/95 3Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. August 1995:
i\
Seit 40 Jahren bewährtes Rentensystem
Zu dem Artikel von Hans H. Glismann
und Ernst-Jürgen Hom „Warum die Ren-
ten nicht sicher sind" (F.A.Z. vom 29.
Juli): Es ist immer wieder erstaunlich, wie-
viel Gehirnschmalz darauf verwendet
wird, eines der am besten durchdachten
Systeme der sozialen Sicherung von
Grund auf umzukrempeln. Der Artikel
von Glismann und Hörn zeichnet sich da-
bei durch sehr gediegene Kenntnis der
Sprachregelungen in der Versicherungs-
wirtschaft aus. Gerade deshalb ist zweifel-
haft, warum die Autoren mit aller Macht
ein funktionierendes Sicherungssystem in
Frage stellen wollen, ohne deutlich zu ma-
chen, wie es durch etwas Besseres ersetzt
werden könnte. Das leistungsbezogene,
dynamische und lohnorientierte Renten-
versicherungssystem ist durch die grundle-
gende Reform im Jahre 1957 geschaffen
worden. Es beruht auf den theoretischen
Arbeiten des Kölner Professors Wilfried
Schreiber. Der Nestor der sozialpoliti-
schen Redakteure, Walter Kannengießer,
kennt die Vorgeschichte der Rentenversi-
cherung sehr genau und bestätigt immer
wieder, daß die Entscheidung für ein Ren-
tensystem mit Lohnersatzfunktion ganz
eindeutig gegen andere Systeme wie
Grundrente oder Kapitaldeckungsverfah-
ren gerichtet war.
Von daher sind alt die Argumente, die
nunmehr nach 40 Jahren ständig wieder
aufgerührt werden, absolut alte Hüte, ge-
gen die sich der Gesetzgeber bei Schaffung
der dynamischen Rente ganz bewußt ent-
schieden hat. Die Tatsache, daß sich das
System in dieser Form über 40 Jahre be-
währt hat, spricht eindeutig gegen die
Richtigkeit dieser Argumentationen. Der
Fehler der nicht abreißenden Diskussio-
nen ist vor allem, daß keiner eine Lösung
präsentieren kann, die auch nur ansatzwei-
se überzeugender wäre als das bisherige
System. Natürlich hat die Rentenversiche-
rung, wie die gesamte Volkswirtschaft, das
Problem der demographischen Entwick-
lung und damit der Verschlechterung des
Verhältnisses der Beitragszahler zu den
Leistungsempfängern. Mit diesem Pro-
blem hat sich jeder Bereich des privaten
und öffentlichen Lebens auseinanderzuset-
sm. Auch von daher ist es verwunderlich,
daß die Diskussionen schwerpunktmäßig
immer nur innerhalb der Rentenversiche-
rung geführt werden.
Diese Probleme jeweils mit maßgerech-
ten Reformen zu steuern ist die Aufgabe
der nächsten 40 Jahre in unserem gesamt-
gesellschaftlichen Leben. Dazu hat es be-
reits die Rentenreform von 1992 gegeben,
die zweifellos auch durch weitere Refor-
men ergänzt werden wird. Daraus den
Schluß zu ziehen, die Rente sei in einem
„moralisch anspruchsvolleren Sinne" einer
Sicherheitsgarantie in bezug auf die Höhe
gefährdet, ist absolut unrichtig. Aber auch
die Höhe der Rente kann in einem sich
ständig entwickelnden System kein absolu-
tes Tabu sein.
Natürlich ist der Generationenvertrag
kein Vertrag in juristisch-notariellem Sin-
ne, sondern hat zur Grundlage die Solida-
rität zwischen den Generationen. In die-
sem Sinne sind Generationenverträge gar
nicht kündbar, wie ein zwanzigjähriger
Student vor kurzem behauptet hat. Ein
solcher Mitbürger hat zeit seine* Lebens
die Generationensolidarität in Anspruch
genommen. An ihn stellt sich dann, wenn
er erwerbstätig geworden ist, die Forde-
rung, daß er sowohl der jüngeren wie der
älteren Generalion die Solidarität entge-
genbringt, die er selbst genossen hat und
die er später im Alter wieder erhalten will.
Die Vorschläge, die in dieser Debatte im-
mer wieder gemacht werden, laufen zum ei-
nen auf eine Volksrente hinaus. Einer sol-
chen gleichmacherischcn Volksrente will
bei ernsthafter Betrachtung sicher niemand
das Wort reden. Ansonsten laufen die Vor-
schläge darauf hinaus, ein Kapitaldek-
kungsverfahren einzuführen, wie es in der
privaten Versicherung abläuft. Die Nach-
teile eines Kapitaldeckungsverfahrens sind
längst erwiesen, sie würden heute auf einen
Ansparungsstock von etwa neun Billionen
DM hinauslaufen, das heißt, die gesamte
Volkswirtschaft würde von der Rentenver-
sicherung dominiert werden. Für die Ver-
antwortlichen in der Rentenversicherung
vielleicht eine schöne Vorstellung, aber an-
sonsten doch absolut abwegig.
Daß die Rentenversicherung eine
Pflichtversicherung bleiben muß, kann
doch ernsthaft auch niemand bestreiten.
Für die Abdeckung der Risiken des Autos
leisten wir uns selbstverständlich eine
Pflichtversicherung, für die Abdeckung
der persönlichen Risiken des Alters stellen
wir dies zur Diskussion. Eine solche Dis-
krepanz kann doch niemand sehenden Au-
ges ansteuern wollen. In der F.A.Z. vom
3. August war die Meldung zu finden:
„Amerikas Pensionäre qhne finanzielles
Polster". Die weitere Überschrift lautete:
„Schiefe Vermögensverteilung". Dies sind
keine erstrebenswerten Zustände für die
Bundesrepublik mit ihrem funktionieren-
den Rentensystem. Im einzelnen gibt es zu
den Aussagen von Glismann und Hörn
eine Menge von Fragezeichen, die sich
auch ganz aktuell erhärten lassen zum Bei-
spiel durch die Diskussion um die Bei-
tragserhöhungen der privaten Versiche-
rungen angesichts der Veränderungen der
sogenannten Sterbetafel.
So kenntnisreich der Artikel in bezug
auf die Grundlagen einer Versicherungs-
wirtschaft ansonsten wirkt, so werden
doch Behauptungen aufgestellt, die er-
staunlich sind. Die Aussage, es gebe kei-
nen positiven Zusammenhang zwischen
der Höhe des Beitragssatzes und der Höhe
der später zu erwartenden Rente, zeugt
schlichtweg von Unkenntnis. Daß durch
die Rente erheblich schlechtere Konditio-
nen geboten würden als durch den Kapi-
talmarkt, ist eine Behauptung, die durch
Wiederholung auf keinen Fall besser wird.
Der einzige Vorschlag, der sichtbar wird,
ist der, den Bereich der Berufs- und Er-
werbsunfähigkeitsrenten vom Bereich der
Altersrente abzukoppeln. Eine solche Lö-
sung, genauer durchdacht, führt ebenfalls
ins Abseits, wenn man bedenkt, daß die
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten
gut 20 Prozent aller Renten ausmachen.
Die Aiiwort kann also nicht sein, über
die Bedingungen eines grundlegend neuen
Systems nachzudenken. Nebenbei gesagt,
die Verwaltungskosten innerhalb der ge-
setzlichen Rentenyenicherung betragen
etwa zwei Prozent, so daß auch von daher
ein verändertes System keine wesentlichen
Vorteile bringen kann. Die Arbeit der
nächsten 20 oder 30 Jahre wird darin be-
stehen, das bewährte System weiterzuent-
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